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Ich danke meinen Eltern, Renate und Gerhard Seidel, zunächst sehr herzlich 
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mich den Bereichen zu widmen, die die Entstehung dieser Arbeit vorbereitet 
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Unterstützung bei der Entstehung der Arbeit selbst, wobei meiner Mutter für 
ihr verständiges Korrekturlesen ein zusätzlicher Dank gilt. Zu einem besonders 
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die unseren Kindern Sarah und Simon sowie für die mir in den letzten Jahren 
umfangreich gewährte Hilfe und Unterstützung. Der Fortgang der Arbeit wäre 
ohne diesen Einsatz meiner Eltern und meiner Schwiegereltern so nicht mög-
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Einleitung 

Das Bundesverfassungsgericht  hat in seinem Urteil vom 31.7.1973 zum 
Grundlagenvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
die Verhältnisse an der innerdeutschen Grenze „mit Mauer, Stacheldraht und 
Schießbefehl" zutreffend  als „unmenschlich" charakterisiert1. Zwischen 1949 
und 1989 starben mindestens 250 Menschen durch den Schußwaffeneinsatz 
von Grenzposten und durch Grenzsicherungsanlagen der DDR, mehr als 300 
Personen wurden verletzt2. Die Opfer an der innerdeutschen Grenze kamen 
häufig auf grausame Art und Weise zu Tode3. Wenigstens 1200 Fälle sind be-
kannt, in denen Menschen zur Aufgabe ihres Vorhabens, die DDR zu verlas-
sen, gezwungen wurden, indem Grenzposten sie gezielt beschossen, ohne daß 
es zu Toten oder Verletzten kam4. 

Seit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten im Jahr 1990 führt  die 
Strafjustiz der Bundesrepublik Deutschland Verfahren  wegen der zahlreichen 
Opfer an der innerdeutschen Grenze durch. Angeklagt werden die für straf-
rechtlich verantwortlich gehaltenen Täter, gleich ob sie einen unmittelbaren 
oder einen mittelbaren Tatbeitrag durch ihr Tun oder ihr Unterlassen in der 
DDR geleistet haben. Die Strafverfahren  richten sich daher sowohl gegen ein-
zelne DDR-Grenzposten als auch gegen diejenigen, die politische oder militäri-
sche Befehlsgewalt in den Angelegenheiten der DDR-Grenzsicherung innehat-
ten. Im Rahmen der strafrechtlichen  „Vergangenheitsbewältigung"5 nehmen 

1 BVerfGE  36, 1 (35). Ebenso BVerfG  NJ 1997, 19 (21). 
2 Schaefgen,  RuP 1992, 191 (192 f.). Nach Feststellung des LG Berlin,  Urteil v. 

16.9.1993 - (527) 2 Js 26/90 Ks (10/92) - , S. 16 (insoweit in NJ 1994, 210 ff.  nicht 
abgedruckt), ist die genaue Zahl der Opfer nicht bekannt, jedoch sei allein bei den To-
desopfern von einer Zahl von über 200 auszugehen. Wolff \ in: Lampe, Deutsche Wie-
dervereinigung, S. 67 geht von „etwa" 200 Todesopfern an der Mauer aus (eine Zu-
sammenfassung der Beiträge in dem von Lampe herausgebenen Buch findet sich bei 
Arnold,  NJ 1992, 254 ff.).  Hirsch,  Rechtsstaatliches Strafrecht,  S. 13 spricht von „circa" 
800 Opfern;  Aretz,  Die DDR - ein Unrechtsstaat?, S. 9 von „etwa" 900 Opfern;  Gräfe, 
DA 1997, 377 (380) von 470 getöteten Menschen (unter Berufung auf die Zentrale Er-
mittlungsstelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität in Berlin). 

3 Dazu nur folgende Hinweise: Der siebzehn Jahre alte Peter Fechter verblutete am 
17.8.1962 an der Berliner Mauer in den nahezu 50 Minuten, die er unversorgt dort lag, 
nachdem er angeschossen worden war. Vgl. LG Berlin  NJ 1997, 408 f. Die Wirkung der 
an der Grenze eingesetzten Splitterminen geht aus BGHSt  40, 218 (227) hervor. 

4 Schaefgen,  RuP 1992, 191 (193). 
5 Vgl. zu diesem Begriff  in politischer und sozialpsychologischer Hinsicht Lampe, 

in: ders., Deutsche Wiedervereinigung, S. 4 ff.  Eine definitorische Festlegung des Be-
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diese Verfahren  eine herausgehobene Stellung ein. Ihnen ist auch die breitere 
Aufmerksamkeit  der Öffentlichkeit  gewiß, da der Schußwaffengebrauch  und 
die Selbstschußanlagen an der innerdeutschen Grenze nach wie vor exempla-
risch für ein repressives System und die menschenrechtsfeindliche Situation in 
der DDR stehen. 

Die bundesdeutschen Gerichte bewegen sich in den „Mauerschützen"-Pro-
zessen in einem Spannungsfeld zwischen rechtsstaatlichen Garantien einerseits, 
die nunmehr den mutmaßlichen Tätern zugute kommen6, dem Bedürfnis ehe-
maliger Bürger der DDR nach „Gerechtigkeit" andererseits7 sowie dem Vor-
wurf  der „politischen" Justiz8 oder der „Siegerjustiz"9. Zum Teil wird auch die 

griffs gibt Jesse, in: Jesse/Löw, Vergangenheitsbewältigung, S. 12 f. Vgl. auch Ralf 
Dreier,  ZG 1993, 300 (302); ders.,  Juristische Vergangenheitsbewältigung, S. 11 f.; 
Ash, Lettre International 40 (1998), 10. 

6 Isensee, in: ders., Vergangenheitsbewältigung durch Recht, S. 101; Limbach,  ZG 
1993, 289 (290). Vgl. auch Pieroth,  VVDStRL 51 (1992), S. 102 ff.  zu Art. 103 II GG. 
Zu den nur begrenzten Mitteln des demokratischen Rechtsstaats auch Rüthers,  Zeitgeist 
und Recht, S. 23. Auch Goydke,  RuP 1997, 127 (134 f.) weist auf die Grenzen des 
Rechtsstaats hin. 

7 Beispielhaft dafür steht die Aussage von Bohley,  zit. nach Limbach, ZG 1993, 289 
(290): „Wir haben Gerechtigkeit gesucht, aber den Rechtsstaat bekommen." Der Wort-
laut des Satzes wird abweichend, aber inhaltlich gleichlautend wiedergegeben von Isen-
see, in: ders., Vergangenheitsbewältigung durch Recht, S. 101; Roggemann, DtZ 1993, 
10 (11/Fn. 7); von Münch,  Der Staat 33 (1994), 165; Rüthers,  Zeitgeist und Recht, 
S. 22. 

8 So kommentierte Modrow,  zit. nach FAZ v. 4.11.1994, S. 2 das Revisionsurteil des 
Bundesgerichtshofs, das das Urteil des Landgerichts Dresden in Sachen Wahlfälschung 
gegen ihn aufgehoben hatte, mit den Worten: „[...] damit geht es [...] um die Verfolgung 
von Kommunisten und Sozialisten." Lüderssen,  Der Staat geht unter, S. 138 wider-
spricht einer solchen Auffassung,  denn „man solle wirklich nicht davon sprechen, daß 
die Justiz mit den Mitteln des Strafrechts  versuche, eine politisch mißbilligte Vergan-
genheit zu liquidieren". Dem Vorwurf  der politischen Justiz widerspricht auch Limbach, 
ZG 1993, 289 (294 f.). Vgl. dazu auch Sendler,  in: FS Posser, S. 127 ff.,  136 ff.;  ders., 
NJW 1997, 3146 (3147). 

9 Schlink,  NJ 1994, 433 (435). Auch Krenz,  zit. nach FAZ v. 19.8.1997, S. 1 sprach 
in seinem Schlußwort im Politbüro-Prozeß vor dem Landgericht Berlin davon, daß sich 
in diesen und anderen Prozessen die „siegreiche Macht" an der „besiegten Macht" rä-
che. Die Justiz werde für politische Zwecke „mißbraucht". In dem Verfahren  ging es um 
die Verantwortlichkeit der zuletzt drei SED-Politbüromitglieder Krenz, Kleiber und 
Schabowski für vier exemplarische Todesfälle an der Berliner Mauer. Nicolas  Becker, 
NJ 1998, 353 teilt nicht die Auffassung,  daß „Siegerjustiz per se etwas Schlimmes" sei. 
Er meint, es wäre allerdings besser, sich ehrlich dazu zu bekennen. Wassermann,  in: 
Weber/Piazolo, Eine Diktatur vor Gericht, S. 36 hält das Sprechen von einer „Siegerju-
stiz" dagegen für einen „abwegigen Vorwurf";  Meier,  Merkur 52 (1998), 250 (251) 
schreibt, es sei politisch gesehen „pure Ideologie". Dagegen auch Fricke,  DA 1995, 
1121 (1123); Schroeder,  DRiZ 1996, 81 (84); Aretz,  Die DDR - ein Unrechtsstaat?, 
S. 7; Wesel,  Geschichte des Rechts, S. 547; Sendler,  NJW 1997, 3146 (3147); Körting, 
RuP 1998, 129 (131). Vgl. dazu auch Sendler,  in: FS Posser, S. 148 ff.;  Ash, Lettre In-
ternational 40 (1998), 10 (11 f.). 
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Frage aufgeworfen,  ob das Ganze nicht ein von Anfang an vergeblicher Ver-
such sei, das Unrecht der DDR mit rechtsstaatlichen Mitteln zu bewältigen10. 

Eine Besonderheit der Verfahren  liegt darin, daß in der DDR während ihres 
Bestehens kein Anlaß zu einer Strafverfolgung  der Grenzposten oder ihrer Be-
fehlshaber gesehen wurde. Dies gilt in gleicher Weise für die Richter und 
Staatsanwälte der DDR, gegen die heute Verfahren  wegen Rechtsbeugung ge-
führt  werden. Den genannten Personengruppen ist gemeinsam, daß sie sich für 
ihr Handeln grundsätzlich auf Ermächtigungen durch Gesetze der DDR berufen 
können, wenn auch Streit über die Frage besteht, welchen Umfang diese ge-
setzlichen Ermächtigungen im einzelnen hatten. Hierin liegt eine Parallele zur 
Zeit nach 1945. Sie besteht einmal darin, daß die Berufung auf die reine Ge-
setzmäßigkeit des Handelns erneut als ausreichend für dessen Rechtmäßigkeit 
angesehen wird. Umgekehrt wiederholt sich der Hinweis darauf,  daß bloße Ge-
setzmäßigkeit zumindest im Ausnahmefall keine Rechtmäßigkeit begründet. 

Neben der Feststellung, daß eine Parallele in dieser Hinsicht existiert, sind 
jedoch zahlreiche Unterschiede zu vermerken, soweit die Situation insgesamt 
angesprochen wird, vor deren Hintergrund die justitielle Aufarbeitung der 
DDR-Vergangenheit erfolgt.  Sie steht unter anderen Vorzeichen als die Bewäl-
tigung des nationalsozialistischen Unrechts nach 1945. Radbruch schrieb zur 
damaligen Situation: „Denn auch das Recht hat uns der Nationalsozialismus als 
Trümmerfeld  hinterlassen. [...] Jetzt gilt es, [...] den Rechtsstaat wiederaufzu-
bauen."11 Dieser Wiederaufbau des Rechtsstaats erfolgte in der DDR nach der 
Maßgabe des Art. 3 EV auf dem gesicherten Boden des Grundgesetzes. Dies 
schließt die Notwendigkeit einer ethischen Erneuerung des Rechts aus12, wie 
sie nach 1945 erforderlich  war. 

Ein weiterer Unterschied besteht zwischen der Nachkriegszeit und der Zeit 
nach 1990 hinsichtlich der legislativen, teilweise auch hinsichtlich der justiti-
ellen Verantwortlichkeit für die strafrechtliche  Bewältigung der begangenen 
Taten. Die legislative Verantwortlichkeit wurde Deutschland nach dem Zwei-
ten Weltkrieg von den Alliierten vollständig abgenommen, indem sie die 
Rechtsgrundlagen für eine strafrechtliche  Verfolgung der Täter des Dritten 
Reichs schufen. Weiterhin übernahmen die Alliierten mit dem Verfahren  gegen 
die Hauptkriegsverbrecher  und mit den Nachfolgeprozessen in Nürnberg auch 
einen Teil der justitiellen Verantwortlichkeit13. Anders ist die Situation nach 

10 Hénard , Geschichte vor Gericht, S. 90. 
11 Radbruch,  Die Erneuerung des Rechts (1947), GRGA 3, S. 107. 
12 Vgl. Evers,  in: FS Marcie (1983), S. 734 („die Werttafeln des GG stimmen mit 

denen des Naturrechts aufs Ganze gesehen überein"); Habermas,  Faktizität und Gel-
tung, S. 552 („die moralischen Grundsätze des Naturrechts sind in den modernen Ver-
fassungsstaaten positives Recht geworden"). Vgl. aber auch Hruschka,  JZ 1992,429 f. 

13 Die Vor- und Nachteile einer Durchführung  von außen beschreibt Ash, Lettre In-
ternational 40 (1998), 10(11 f.). 




